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RECHTSGRUNDLAGEN
Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplans sind:

Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) m.W.v. 01.01.2024 geän-
dert worden ist.

Landesbauordnung (LBO)
in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. BW 2010,S.  357, 358, ber. S. 416), die zuletzt durch Gesetz
vom 20.11.2023 (GBl. S. 422) m. W. v. 25.11.2023  geändert worden ist.

Baunutzungsverordnung (BauNVO)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch
Gesetz vom 03.07.2023 (BGBl. I S. 176) m.W.v. 07.07.2023  geändert worden ist.

Planzeichenverordnung (PlanZV)
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

VERFAHRENSVERMERKE
1. Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) BauGB am 18.11.2024

2. Ortsübliche Bekanntmachung gem. § 2 (1) BauGB am 29.11.2024

3. Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB vom 02.12.2024 bis 10.01.2024

4. Anhörung der Behörden gem. § 4 (1) BauGB vom 02.12.2024 bis 10.01.2024

5. Billigung des Bebauungsplanentwurfs
und Auslegungsbeschluss

am

6. Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB,
Behördenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB und
Beteiligung Nachbarkommunen gem. § 2 (2) BauGB

6.1 Bekanntmachung vom  bis

6.2 Auslegungsfrist/Behördenbeteiligung vom  bis

6.3 Beteiligung der Nachbarkommunen vom  bis

7. Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB am

8. Bekanntmachung gem. § 10 (3) BauGB am

Zur Beurkundung
Helmstadt-Bargen, den .......................

------------------------------------
Bürgermeister
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TEXTLICHER TEIL
Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen Festsetzungen und baurecht-
lichen Vorschriften, die verbindliche Regelungen der in § 9 Abs. 1 Baugesetzbuch bezeichneten
Art enthalten, außer Kraft.

In Ergänzung der Planzeichnung und des Planeintrags wird Folgendes festgesetzt:

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1-15 BauNVO)

1.1 WA - Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

Zulässig sind:

- Wohngebäude,
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden sowie nicht störenden Hand-

werksbetriebe,
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Nicht zulässig sind:

- Schank- und Speisewirtschaften sind nicht zulässig.

Die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen werden nicht Be-
standteil des Bebauungsplans.

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16-21a BauNVO)

2.1 GRZ - Grundflächenzahl

Grundflächenzahl entsprechend Planeintrag.

2.2 GFZ - Geschossflächenzahl

Geschossflächenzahl entsprechend Planeintrag.

2.3 Zahl der Vollgeschosse

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß entsprechend Planeintrag.



Gemeinde Helmstadt-Bargen – Gemarkung Helmstadt
Bebauungsplan „Schmerlaib – 2. Änderung“

Textlicher Teil – Entwurf Seite 2

2.4 Höhenlage und Höhe der baulichen Anlagen

Die maximal zulässigen Höhen der baulichen Anlagen bestimmen sich durch maximale
Traufhöhen (TH) und maximale Firsthöhen (FH) entsprechend Planeintrag.

Als oberer Bezugspunkt gilt für die Traufhöhe der äußere Schnittpunkt der Außenwand
mit der Dachhaut.

Als oberer Bezugspunkt gilt für die Firsthöhe der höchste Punkt der Dachkonstruktion.

Für die maximale Gebäudehöhe für Gebäude mit Flachdach ist die maximale Traufhöhe
(TH) maßgebend. Als oberer Bezugspunkt gilt für die Traufhöhe der äußere Schnittpunkt
der Außenwand mit dem oberen Abschluss der Attika.

Als unterer Bezugspunkt der festgesetzten Trauf- und Firsthöhen gilt die Straßenober-
kante (Bezugspunkt gemäß Planeintrag). Als Straßenoberkante gilt die Oberkante des
straßenbegrenzenden Bords.

Erläuterungsskizze:

3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflä-
chen und Stellung der baulichen Anlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; §§ 22-23 BauNVO)

3.1 Bauweise

Zulässige Bauweise entsprechend Planeintrag. Dabei bedeutet:

E  = offene Bauweise, zulässig sind nur Einzelhäuser
ED = offene Bauweise, zulässig sind nur Einzel- und Doppelhäuser

3.2 Überbaubare Grundstücksflächen

Die überbaubaren und nicht überbaubaren Flächen bestimmen sich durch Baugrenzen
entsprechend Planeintrag.



Gemeinde Helmstadt-Bargen – Gemarkung Helmstadt
Bebauungsplan „Schmerlaib – 2. Änderung“

Textlicher Teil – Entwurf Seite 3

3.3 Stellung der baulichen Anlagen

Sofern die Gebäudehaupt- / Firstrichtung nicht festgesetzt ist, ist diese nur senkrecht
bzw. parallel zu den festgelegten Baugrenzen zulässig. Geringfügige Abweichungen bis
zu maximal 10° sind ausnahmsweise zulässig.

4. Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; §§ 12 und 14 BauNVO)

4.1 Garagen

Nicht überdachte Stellplätze, Garagen sowie überdachte Stellplätze (Carports) sind in-
nerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Außerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen können nicht überdachte Stellplätze, Garagen sowie überdachte
Stellplätze (Carports) zugelassen werden.

4.2 Nebenanlagen

Nebenanlagen in Form von Gebäuden mit einem Gesamtvolumen über 40 m³ sind au-
ßerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen unzulässig.

5. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Die Anzahl der Wohneinheiten (WE) wird gemäß Planeintrag beschränkt.

6. Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbe-
stimmung und Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflä-
chen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

6.1 Verkehrsflächen

Verkehrsflächen gemäß Planeintrag.

7. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 1a BauGB)

7.1 Oberflächenbefestigung

Pkw-Stellplätze, Zufahrten, Hauszugänge, Garagenvorplätze, Terrassen sowie Geh- und
Fußwege sind so anzulegen, dass das Niederschlagswasser versickern kann (z.B. Rasen-
gittersteine, Rasenpflaster, Schotterrasen, wasserdurchlässige Pflasterung o. ä.). Der Un-
terbau ist auf den Belag abzustimmen.
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7.2 Ausschluss unbeschichteter metallischer Dacheindeckungen und Fassaden-
verkleidungen

Unbeschichtete metallische Dacheindeckungen und Fassadenverkleidungen sind unzu-
lässig.

7.3 Beleuchtung des Gebiets

Zum Schutz von nachtaktiven Insekten ist die Straßen- und Wegbeleuchtung mit insek-
tenschonenden Lampen entsprechend dem aktuellen Stand der Technik auszustatten. Es
sind Leuchten zu wählen, die das Licht gerichtet nach unten abstrahlen und kein Streu-
licht erzeugen.

7.4 Verbesserung des örtlichen Kleinklimas

Die Freiflächen der Baugrundstücke sind – außer im Traufbereich der Gebäude bis max.
0,5 m Breite – unversiegelt zu belassen, gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu erhalten,
soweit diese Flächen nicht für andere zulässige Verwendungen benötigt werden. Was-
serdichte oder nicht durchwurzelbare Materialien (Folie, Vlies) sind nur zur Anlage von
permanent mit Wasser gefüllten Gartenteichen zulässig. Großflächig mit Steinen, Kies,
Schotter oder sonstigen vergleichbaren losen Materialschüttungen bedeckte Flächen, in
welchen diese Materialien das hauptsächliche Gestaltungsmittel sind und Pflanzen nicht
oder nur in geringer Zahl vorkommen (Schottergärten), sind unzulässig.

7.5 Kleintierdurchlässigkeit

Bei Einfriedungen ist ein Abstand von 10 cm zum Boden einzuhalten oder auf andere Art
eine ausreichende Durchlässigkeit sicher zu stellen. Ausgenommen hiervon sind Einfrie-
dungen von Terrassen bis 4 m Länge, wenn sie unmittelbar an das Wohngebäude an-
schließen und als Sichtschutz dienen.

8. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Leitungsrecht zugunsten der Gemeinde Helmstadt-Bargen zur Wasserversorgung gemäß
Planeintrag.

9. Pflanzgebote und Pflanzbindungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

9.1 Dachbegrünung

Mindestens 75% der Dachflächen von Flachdächern und flach geneigte Dächer bis 15°
der Hauptgebäude, Carports und Garagen sind extensiv zu begrünen. Die Flächen sind
mit Substrat mit mind. 12 cm Höhe anzudecken und mit einer Saatgutmischung z.B.
Dachbegrünung/Saatgut Rieger-Hofmann einzusäen. Nebenanlagen oder überdachte
Stellplätze bis 15m² sind nicht zwingend zu begrünen.

Die Begrünung ist spätestens ein Jahr nach Bezug fertig zu stellen.
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Untergeordnet können Belichtungseinrichtungen und technische Dachaufbauten zuge-
lassen werden. Die Nutzung solarer Strahlungsenergie ist über der Dachbegrünung zu-
lässig, sofern sie der Funktion dieser nicht zuwiderläuft.

II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

1.1 Dachform und Dachgestaltung

Flachdächer und flach geneigte Dächer bis 15° als auch in das Haus integrierte Garagen
sind entsprechend der Vorgaben unter Ziffer I.9.1 zu begrünen.

Photovoltaik- und Solaranlagen sind auf den Dachflächen zulässig.

1.2 Dachdeckung

Glänzende oder reflektierende Materialien und Farben sind mit Ausnahme von Solarkol-
lektoren und Photovoltaikanlagen unzulässig.

1.3 Fassadengestaltung

Glänzende und reflektierende Materialien (Glas ausgenommen), neonfarbige Anstriche,
Kunststoff- und Metallverkleidungen für Fassaden sind unzulässig.

2. Werbeanlagen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO)

Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung als Schild an der Gebäudefassade im
Erdgeschoss zulässig. Pro Gebäude ist ein Schild zulässig. Die Gesamtgröße der Werbe-
anlagen darf eine Fläche von 1,5 m² nicht überschreiten. Für Werbeanlagen als Ausleger
gilt folgende Größenbeschränkung: Der Ausleger (Auslegerarm) wir auf eine Tiefe von
0,8 m begrenzt. Die Werbefläche darf 1 m² nicht überschreiten.

Selbstleuchtende und beleuchtete Werbeanlagen sind unzulässig.

3. Einfriedungen und Stützmauern
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

Einfriedungen entlang der öffentlichen Verkehrsfläche sind bis zu einer Höhe von maxi-
mal 1,20 m – gemessen ab Oberkante der öffentlichen Verkehrsfläche zulässig. Als unte-
rer Bezugspunkt der maximalen Höhe von Einfriedungen und Stützmauern entlang der
öffentlichen Verkehrsfläche gilt die Straßenoberkante. Als Straßenoberkante gilt die
Oberkante des straßenbegrenzenden Bords.



Gemeinde Helmstadt-Bargen – Gemarkung Helmstadt
Bebauungsplan „Schmerlaib – 2. Änderung“

Textlicher Teil – Entwurf Seite 6

Entlang der sonstigen rückwärtigen und seitlichen Grundstücksgrenzen sind Einfriedun-
gen bis zu einer Höhe von maximal 1,50 m zulässig. Einfriedungen bis zu einer Höhe von
1,80 m sind an Terrassen auf einer Länge von bis zu 4,00 m zulässig, sofern die Terrassen
unmittelbar an das Wohngebäude anschließen und dem Sichtschutz dienen.

Damit sich Kleinsäuger ungehindert fortbewegen können, ist ein Abstand von 10 cm zum
Boden einzuhalten oder auf andere Art eine ausreichende Durchlässigkeit sicher zu stel-
len. Ausgenommen hiervon sind Einfriedungen von Terrassen bis 4 m Länge, wenn sie
unmittelbar an das Wohngebäude anschließen und als Sichtschutz dienen sowie Grenz-
stützmauern nach § 10 (1) sowie Stützmauern nach § 10 (2) dieser örtlichen Bauvorschrif-
ten.

An den Grundstücksgrenzen sind Stützmauern bis max. 1,0 m Höhe erlaubt. Die Höhe
der darauf aufbauenden Einfriedungen ergibt sich aus oben genannten Regelungen zu
Einfriedungen, wobei Stützmauern und Einfriedungen zusammen eine maximale Höhe
von 1,8 m Höhe zum ursprünglichen Geländeniveau nicht überschreiten dürfen. Im Falle
von Abgrabungen gilt als Höhenbezugspunkt von Stützmauern das künftige (geplante)
Geländeniveau.

4. Stellplatzverpflichtung für Wohnungen
(§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO)

Die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen (§ 37 Abs 1 LBO) wird auf 2,0 Kfz-Stellplätze
pro Wohnung erhöht.
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III. HINWEISE

1. Baufeldräumung und Gehölzrodung
Die Vegetation der zu bebauenden Flächen und der Flächen der Erschließung sind im
Vorfeld von Baumaßnahmen in der Zeit von Oktober bis Februar komplett zu räumen
und anschließend regelmäßig zu mähen, um Bodenbruten zu verhindern.

Auf § 44 Bundesnaturschutzgesetz wird verwiesen.

2. Bodenfunde
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Be-
funde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbe-
hörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge,
Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschich-
ten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der
Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde
mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahn-dung von Ordnungswidrig-
keiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäolo-
gischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen.

3. Altlasten
Werden bei Erdarbeiten erdfremde Materialien bzw. verunreinigtes Aushubmaterial an-
getroffen, so ist dieser Aushub von unbelastetem Aushub zu trennen und gemäß § 3 Lan-
des-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) und den §§ 7 und 15 Kreislaufwirt-
schaftsgesetz zu verfahren. Die Gemeinde und das Landratsamt sind umgehend über Art
und Ausmaß der Verunreinigung zu benachrichtigen.

Bei erheblichem Ausmaß sind die Arbeiten bis zur Klärung des weiteren Vorgehens vor-
läufig zu unterbrechen. Bezüglich des Entsorgungsweges und der Formalitäten gibt der
zuständige Abfallentsorger Auskunft.

4. Bodenschutz
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes
(BBodSchG) und der bodenschutzrechtlichen Regelungen (BBodSchV) wird hingewiesen.

Mutterboden, der beim Bau anfällt, ist gesondert von tieferen Bodenschichten auszuhe-
ben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch-aktivem Zustand zu erhalten und
zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden (siehe auch § 202 BauGB).

Als Zwischenlager sind Mieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen nach § 1
BBodSchG gewährleisten (z.B. Miete: Schütthöhe bei feinkörnigem Boden mit
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Pflanzenresten max. 1,5 m, bei sandigem Boden mit wenig Pflanzenresten max. 2,5 m,
Schutz vor Vernässung und Staunässe etc.).

Entsprechendes gilt für Arbeitsbereiche, Lagerflächen und Flächen der Baustelleneinrich-
tung. Bodenverdichtungen sind zu vermeiden, um die natürliche Bodenstruktur vor er-
heblichen und nachhaltigen Veränderungen zu schützen. Entstandene Boden-
verdichtungen sind nach Abschluss der Bautätigkeit aufzulockern.

5. Grundwasserfreilegung
Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund mit Grund-
wasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind dem Landratsamt als Untere Wasser-
behörde rechtzeitig vor Ausführung anzuzeigen.

Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen, so sind die Ar-
beiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzustellen und die Untere
Wasserbehörde ist zu benachrichtigen (§ 43 Abs. 6 WG).

Verunreinigungen bzw. Belastungen des Grundwassers können auch im überplanten Be-
reich grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden.

Eine ständige Grundwasserableitung in die Kanalisation oder in ein Oberflächengewässer
ist unzulässig.

6. Ingenieurgeologie und Baugrunduntersuchung
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Ver-
breitungsbereich quartärer Lockergesteine (Löss) mit im Detail nicht bekannter Mächtig-
keit. Darunter werden die Gesteine des Oberen Röttons sowie der Plattensandstein-
Formation (beide Oberer Buntsandstein) erwartet.

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung
geeignet sind, sowie mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrock-
nung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitte-
rungsbodens ist zu rechnen.

Die im Untergrund anstehenden sehr harten Sandsteinbänke der Plattensandstein-For-
mation können Violetthorizonte (fossile Bodenbildungen) enthalten, die in der Regel nur
eine geringe Festigkeit aufweisen. Es ist auf einen einheitlich tragfähigen Gründungsho-
rizont zu achten.

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch
ein privates Ingenieurbüro empfohlen.
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7. Regenwasserzisternen
Der Einbau von Regenwasserzisternen muss durch eine anerkannte Fachfirma erfolgen.
Der Betrieb der Regenwasserzisterne muss dem Gesundheitsamt und dem Wasserver-
sorger gemeldet werden. Dies gilt nur für Regenwasserzisternen, aus denen in ein
Brauchwassernetz zur Nutzung innerhalb von Gebäuden eingespeist wird.

Auf die Trinkwasserverordnung (TrinkwV 2001) und das DVGW Regelwerk W 400-1-
Technische Regeln Wasserverteilungsanlagen wird hingewiesen.

Bei der Nutzung von Regenwasser ist das Arbeitsblatt DBVW Technische Regel Arbeits-
blatt W555 zu beachten.

8. Starkregenereignisse
Es wird darauf hingewiesen, dass im Geltungsbereich Überflutungen in Folge von Starkre-
genereignissen nicht auszuschließen sind, so dass bei Realisierung von Gebäudeteilen
unterhalb der angrenzenden Straßenoberkante das Thema Hochwassersicherheit /
Starkregenmanagement bei der Planung zu berücksichtigen ist. Beim Nachweis der
Überflutungssicherheit gelten die DIN EN 752 sowie die DIN 1986-100.

Zur Schadensbegrenzung bei außergewöhnlichen Ereignissen kommt dem gezielten Ob-
jektschutz im öffentlichen und privaten Bereich in Ergänzung zu temporärer Wasseran-
sammlung auf Frei- und Verkehrsflächen und schadensfreier Ableitung im Straßenraum
vorrangig Bedeutung zu. In diesem Zusammenhang ist das Merkblatt DWA-M 119 zu
beachten.

Nicht zulässig hingegen sind nach § 37 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) Maßnah-
men, welche den Abfluss zu Lasten Dritter verändern. Dazu gehören zum Beispiel die
Errichtung von baulichen und sonstigen Anlagen wie Gartenmauern und Geländeauffül-
lungen.

9. Einfriedungen
Bei der Herstellung von Einfriedungen sind die Regelungen des Nachbarrechtsgesetzes
Baden-Württemberg (NRG) zu beachten.

10. Artenschutz
Artenschutzrechtliche Konflikte sind im Vorfeld konkreter Baumaßnahmen im Rahmen
des Genehmigungsverfahrens zu prüfen.

11. Anbauverbot und Anbaubeschränkung zur Bundesstraße
Gemäß § 9 FStrG ist außerhalb der straßenrechtlichen Ortsdurchfahrt das Anbauverbot
von 20 m zum Fahrbahnrand der Bundesstraße zu beachten, innerhalb dessen keinerlei
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Hoch-bauten errichtet werden dürfen. Dies gilt ebenso für Nebenanlagen wie Carports,
Fahrrad-unterstände und Müllhäuschen.

Ebenso sind Werbeanlagen gemäß § 9 Abs. 1 FStrG in einem Abstand von weniger als 20
m zum Fahrbahnrand der B 292 unzulässig. In einer Distanz von 20 – 40 m zum Fahrbahn-
rand der Bundesstraße (Anbaubeschränkungszone gem. § 9 Abs. 2 FStrG) können Werbe-
anlagen nur am Ort der Leistung und in dezenter Gestaltung errichtet werden. Diese be-
dürfen zudem einer straßenrechtlichen Zustimmung.
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Aufgestellt:

Helmstadt-Bargen, den

DIE GEMEINDE: DER PLANFERTIGER :

IFK - INGENIEURE
Partnerschaftsgesellschaft mbB

LEIBLEIN – LYSIAK – GLASER
EISENBAHNSTRASSE 26  74821 MOSBACH

E-Mail: info@ifk-mosbach.de


